
Anträge — offensichtlich in Anlehnung an § 525 ZPO — 
abgelehnt. Bedenken des Berufungsverklagten gegen 
die Richtigkeit der vom Berufungskläger angefochtenen 
Entscheidung der Spruchstelle können also nur durch 
Anschlußberufung geltend gemacht werden. Auch hier 
zeigt sich wieder, daß eine komplexe, von Amts wegen 
vorgenommene Überprüfung der erstinstanzlichen Ent
scheidung im Berufungsverfahren, wenn nicht allge
mein, so doch wenigstens auf einigen Spezialgebieten, 
viel für sich hätte.

*

dZacktsyjrackumCf
Strafrecht
§§81, 97, 98, 99, 213 Abs. 2 StGB; § 6 VO zum Schutze 
der Staatsgrenze der DDR i. d. F. des Anpassungsgeset
zes (Nr. 39 der Anlage) vom 11. Juni 1968 (GBl. II
S. 242).
1. Das StGB vom 12. Januar 1968 ist grundsätzlich auf 
alle Straftaten anzuwenden, die nach dem 1. Juli 1968 
begangen wurden, also auch auf die, die vor diesem 
Zeitpunkt begonnen, jedoch erst danach beendet wur
den (z. B. Dauerdelikte).
2. Zur Bestimmung des milderen Gesetzes, wenn die 
Straftat während der zeitlichen Geltung des aufgeho
benen Strafrechts begangen wurde.
3. Das mildere Gesetz ist § 99 StGB (landesverräte
rischer Treubruch) auf Grund seiner geringeren Straf
untergrenze gegenüber § 14 StEG; § 8 Abs. 1 Paßgesetz
i. d. F. vom 11. Dezember 1957 wegen seiner geringeren 
Strafuntergrenze gegenüber § 213 Abs. 2 StGB (unge
setzlicher Grenzübertritt); § 6 Abs. 1 Ziff. 2 der Grenz- 
schutzVO i. d. F. des Anpassungsgesetzes vom 11. Juni 
1968 wegen der Möglichkeit des Ausspruchs eines 
öffentlichen Tadels gegenüber der alten Fassung der 
GrenzschutzVO (§ 6 Abs. 1 Buchst, b) vom 13. Septem
ber 1954.
4. Täter oder Teilnehmer des landesverräterischen 
Treubruchs kann nur derjenige sein, der außerhalb der 
Grenzen der DDR die in § 99 Abs. 1 StGB genannten 
Stellen in ihrer gegen die DDR gerichteten Tätigkeit 
unterstützt bzw. diese Tat vorbereitet oder versucht 
und den Entschluß dazu außerhalb der Grenzen der 
DDR gefaßt hat.
Wird die vom Tatbestand des § 99 StGB vorausgesetzte 
„Unterstützung“ der genannten Stellen in ihrer staats
feindlichen Tätigkeit z. B. durch eine Anwerbung als 
Spion überschritten, so ist von diesem Zeitpunkt an 
der Tatbestand der Spionage (§ 97 StGB) verwirk
licht.
5. Zu den in § 98 StGB (Sammlung von Nachrichten) 
genannten Einrichtungen, deren Tätigkeit gegen die 
DDR oder andere friedliebende Völker gerichtet ist, ge
hören auch die in diesem Tatbestand nicht ausdrücklich 
hervorgehobenen Geheimdienste.
6. Eine Gruppe i. S. von § 213 Abs. 2 Ziff. 3 StGB liegt 
vor, wenn sich mehrere (mindestens zwei) Personen 
zur Tatbegehung zusammengeschlossen haben. Dage
gen ist das zufällige Zusammentreffen mehrerer Per
sonen bei der Tatbegehung oder die gemeinschaftliche 
Tatbegehung, die auf enge familiäre Bindungen zu- 
zurückzuführen ist (wie z. B. bei Eheleuten), kein grup
penweises Handeln.
7. Das Merkmal „mehrfach begangen“ i. S. des § 213 
Abs. 2 Ziff. 4 StGB bezieht sich nicht nur auf die wie
derholte V o l l e n d u n g  der Tat, sondern auch auf 
deren Versuch im Grenzgebiet. Ein im Grenzgebiet 
begangener Versuch eines ungesetzlichen Grenzüber
tritts ohne eine Vortat i. S. des § 213 StGB stellt keinen

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß auch der
10. Band der Entscheidungen in Zivilsachen eine gute 
Übersicht über die Leitungstätigkeit des Obersten Ge
richts gibt und beweist, daß dieses seiner Leitungsauf
gabe gerecht geworden ist. Wenn der Band auch nicht 
alle an anderer Stelle veröffentlichten Entscheidungen 
wiedergi'bt, so muß die Auswahl dennoch als gelungen 
bezeichnet werden. Daß die Berufungsentscheidungen 
zahlenmäßig zurückgegangen sind, liegt wohl an der 
Regelung des § 28 GVG, wonach das Bezirksgericht in 
erster Instanz nur noch für prinzipiell bedeutsame Ent
scheidungen zuständig ist.

schweren Fall dar, sofern nicht eines der anderen 
Merkmale des § 213 Abs. 2 StGB vorliegt.
8. Hat der Täter einen ungesetzlichen Grenzübertritt 
in einem Territorium begangen, in dem ein Grenz
gebiet besteht, so stellt das Betreten des Grenzgebiets 
neben dem Paßdelikt eine tateinheitliche Verletzung 
des § 6 Abs. 1 Ziff. 2 der VO zum Schutze der Staats
grenze der DDR in der Fassung vom 11. Juni 1968 
dar.
OG, Urt. vom 1. Juli 1968 - la Ust 16/68.
Der Angeklagte hat gemeinschaftlich mit dem Mitange
klagten B. die Staatsgrenze nach Westdeutschland 
durchbrochen und danach verschiedenen imperialisti
schen Geheimdiensten in Westdeutschland — darunter 
mehrere Wochen in dem berüchtigten „Camp-King“ in 
Oberursel — Nachrichten übermittelt und zum Teil auf 
ihm vorgelegten Luftbildaufnahmen erläutert. Diese 
Nachrichten betrafen eine Vielzahl konkreter Angaben 
über einen bestimmten Grenzabschnitt und zwei 
Schiffswerften der DDR.
Aus den G r ü n d e n :
Gemäß § 1 des Einführungsgesetzes zum StGB und zur 
StPO vom 12. Januar 1968 (EGStGB/StPO) sind die 
vom Bezirksgericht angewandten Strafgesetze am
1. Juli 1968 außer Kraft getreten; von diesem Zeitpunkt 
an gelten die neuen Strafgesetze. Da die Handlungen 
des Angeklagten während des zeitlichen Geltungsbe
reichs der aufgehobenen Strafgesetze begangen wurden, 
hatte der Senat zu prüfen, ob und ggf. welche Tatbe
stände des alten bzw. neuen Strafrechts gemäß § 81 
StGB auf die Handlungen des Angeklagten anzuwen
den sind.
Nach § 81 Abs. 1 StGB ist eine Straftat nach dem Gesetz 
zu bestrafen, das zur Zeit ihrer Begehung gilt. Das 
heißt also, das neue Gesetz ist anzuwenden auf alle 
Straftaten, die nach dem 1. Juli 1968 begangen wurden 
bzw. die vor dem 1. Juli 1968 begonnen, jedoch erst 
nach diesem Zeitpunkt beendet wurden (z. B. Dauer
delikte). Diese Regelung ist Ausfluß der verfassungs
rechtlichen Bestimmung, daß Strafgesetze grundsätz
lich keine rückwirkende Kraft haben dürfen (Art. 99 
Abs. 2 der Verfassung der DDR). Dieses Verbot der 
Rückwirkung von Strafgesetzen darf sich jedoch in 
Wahrnehmung des in Art. 86 der Verfassung formu
lierten Auftrages, die Verfassung im Geiste der Ge
rechtigkeit, Gleichheit, Brüderlichkeit und Menschlich
keit zu verwirklichen, nicht zuungunsten eines Straf
täters auswirken. Deshalb ist gemäß § 81 Abs. 3 StGB 
das neue Gesetz auch auf Handlungen anzuwenden, die 
vor seinem Inkrafttreten begangen wurden, wenn es 
die strafrechtliche Verantwortlichkeit nachträglich auf
hebt oder mildert.
Die Frage nach dem milderen Gesetz ist danach zu 
beantworten, welches Gesetz — angewandt auf den zu 
beurteilenden Geschehensablauf — für den Täter das 
günstigste Ergebnis zuläßt. In diesem Zusammenhang 
ist als Gesetz immer der jeweilige Straftatbestand zu 
verstehen.
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